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nachrichten

Nordkorea droht mit 
Militärschlägen

SEOUL/PEKING. Die Spannungen 
auf der koreanischen Halbinsel neh-
men weiter zu. Nordkorea drohte 
mit weiteren Militärschlägen. Als 
Folge des jüngsten Angriffs kün-
digte Südkorea an, die Streitkräfte 
auf seinen Inseln entlang der um-
strittenen Seegrenze im Gelben 
Meer zu verstärken. Chinas Regie-
rungschef Wen Jiabao rief beide 
Länder zu «äusserster Zurückhal-
tung» auf. Peking fürchtet eine Es-
kalation auf der Halbinsel durch die 
angekündigten neuen Seemanöver 
Südkoreas mit den USA. DPA

Staatsanwalt klagt 
gegen Wahlbetrug
KABUL. Der afghanische General-
staatsanwalt hat Strafermittlungen 
wegen Betrugs bei der Parlaments-
wahl vor gut zwei Monaten eingelei-
tet. «Wir haben Beweise, dass Stim-
men in Kabul und Dubai gekauft 
wurden», sagte Mohammed Ischak 
Alko. Alko warf der Unabhängigen 
Wahlkommission vor, die Ergebnisse 
der Parlamentswahl vom 18. Sep-
tember verfrüht bekannt gegeben  
zu haben. Zudem bemängelte der 
Generalstaatsanwalt, dass die UNO-
Mission in Afghanistan die Ergebnisse 
bereits anerkannt habe. SDA

Gericht schränkt Wahl 
in Ägypten ein

KAIRO. In Ägypten steigt vor der 
Parlamentswahl am Sonntag die 
Fieberkurve: Das Verwaltungsge-
richt der Provinz Alexandria ordnete 
an, dass die Wahl in zehn der elf 
Wahlbezirke von Alexandria nicht 

Kandidaten unrechtmässig ausge-
schlossen worden seien. Gegen die 
Entscheidung legte die National-
demokratische Partei von Präsident 
Mubarak Einspruch ein. DPA

Alarmstimmung wegen 
Geheimpapieren
WASHINGTON. Die US-Regierung 
befürchtet diplomatischen Ärger we-
gen der angekündigten Veröffentli-
chung von Geheimpapieren aus dem 
Aussenministerium auf der Enthül-
lungsplattform Wikileaks. «Die Veröf-
fentlichungen sind schädlich für die 
USA und unsere Interessen», sagte 
ein Aussenamtssprecher. Noch in 
dieser Woche könnten nach seinen 
Angaben Hunderttausende interne 
Papiere aus dem State Department 
auf der Website erscheinen. DPA

Schuldspruch  
für Tom DeLay
AUSTIN. Der frühere Präsident des 
 US-Repräsentantenhauses, der Repu-
blikaner Tom DeLay, ist von  einem 
 Gericht in Texas wegen Geldwäscherei 
schuldig gesprochen worden. Er soll 
2002 illegal Geld aus Spenden von 
Firmen an republikanische Kandida-
ten weitergeleitet haben. Dem ehe-
maligen Fraktionschef der Republika-
ner im Abgeordnetenhaus droht nun 
lebenslange Haft. DeLay war einer der 

 Ex-Präsident George W. Bush. SDA 
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Anti-Rassismus-Resolution spaltet die UNO
Die islamischen Staaten verfolgen das Ziel, Kritik am Islam unter Strafe zu stellen

PIERRE SIMONITSCH, Genf

Die Generalversammlung der Ver-
einten Nationen hat eine Resolution 
gegen den Rassismus angenommen, 
die einen tiefen Riss zwischen den 
192 Mitgliedsstaaten bewirkt.

Der in der Nacht zum Donnerstag 
verabschiedeten UNO-Resolution geht 
es weniger um Rassismus als um die 
Verleumdung von Religionen, beson-
ders des Islam. 121 Staaten stimmten 
für den von Südafrika eingebrachten 
Entwurf. 19 lehnten ab, darunter die 
USA, Deutschland und Grossbritanni-
en. Die Schweiz enthielt sich mit 34 an-
deren Staaten der Stimme, was auch 
eine Art von Ablehnung ist.

Die Verleumdung von Religionen 
und die Islamfeindlichkeit als eine Form 
von Rassismus stehen seit 2001 auf der 
Tagesordnung der verschiedenen UNO-
Organe. Einpeitscher ist jeweils die Or-
ganisation der Islamischen Konferenz 

(OIC) mit ihren 57 Mitgliedern. O!zi-
ell unterbreitet wurde der diesjährige 
Resolutionsentwurf im Namen der 
Gruppe der Entwicklungsländer (G-77) 
von Südafrika.

KAMPFABSTIMMUNG. Der Text beklagt 
eine Zunahme von Islamophobie, Anti-
semitismus, Christenphobie und ande-
ren Fremdenängsten. Im Laufe der Zeit 
sind die Resolutionsentwürfe ständig 
erweitert und ausgeschmückt worden. 
Die jüngste Resolution umfasst elf Sei-
ten und enthält 77 Paragrafen. Wäh-
rend der Debatte wurden 34 Abände-
rungsvorschläge eingebracht, die einen 
Konsens erschwerten. Die Schweiz ver-
suchte vergeblich, einen Absatz so ab-
zuändern, dass er die religiöse Freiheit 
des Individuums untermauert hätte.

Gewöhnlich wird auf UNO-Konfe-
renzen durch langwierige Verhandlun-

gen versucht, heikle Resolutionsent-
würfe – etwa über Rassismus oder Reli-
gion – im Konsens zu verabschieden. 
Diesmal war aber eine Kampfabstim-
mung nicht zu vermeiden. Schon bei 
den Vorgefechten im Menschenrechts-
rat der UNO in Genf war ersichtlich ge-
worden, dass die Meinungen zwischen 
der westlich-humanistischen Welt und 
den Anführern der Islamischen Konfe-
renz in den Fragen des Umgangs mit 
der Religion unüberbrückbar sind. 

WESTLICHE VORBEHALTE. Die westli-
chen Staaten lehnten den zuerst in Genf 
und dann in New York vorgelegten Re-
solutionsentwurf ab, weil er ihrer Auf-
fassung nach die Meinungsfreiheit und 
die Rechte des Einzelnen einschränke. 
Ausserdem würden bekennende Athe-
isten ausgegrenzt und kriminalisiert. 
Die Resolutionen gegen die Verleum-

dung von Religionen verfolgten alle-
samt das Ziel, Islamkritik weltweit un-
ter Strafe zu stellen. Allerdings ist die 
UNO-Generalversammlung dafür nicht 
der geeignete Ort, weil ihre Beschlüsse 
für kein Land rechtsverbindlich sind.

GRUNDFREIHEIT. Juristen weisen dar-
auf hin, dass die Kritik an Religionen 
eine Grundfreiheit ist, die im internati-
onalen Pakt über die bürgerlichen und 
politischen Rechte aus dem Jahre 1976 
verankert wurde. Eingeschränkt werde 
dieses Recht gemäss Artikel 19 des 
Pakts nur durch den Schutz der natio-
nalen Sicherheit oder der ö"entlichen 
Ordnung und durch den Respekt, den 
jeder den Rechten anderer entgegen-
bringen muss. Aufrufe zu nationalem, 
rassischem oder religiösem Hass stellen 
hingegen nach dem humanitären Völ-
kerrecht eine Straftat dar.

Alle Hoffnungen ruhen auf Cancún
Ohne Fortschritte in Mexiko sind die Klimaverhandlungen grundsätzlich infrage gestellt

CHRISTIAN MIHATSCH, Bangkok

Bei den Klimaverhandlungen 
stehen sich Industriestaaten 
und Entwickungsländer ge-
genüber. Doch die USA und 
Europa suchen nun nach Ver-
bündeten unter den ärmeren 
Ländern, um China Zugeständ-
nisse abtrotzen zu können.

«Die Klimaverhandlungen 
sind wie ein Mobile. Es bewegt 
sich alles», sagt Franz Perrez, Lei-
ter der Schweizer Delegation am 
Klimagipfel im mexikanischen ú, 
der am kommenden Montag be-
ginnt. Denn bei den wohl kom-
plexesten internationalen Ver-
handlungen der Geschichte 
hängt immer alles mit allem zu-
sammen. Von Montag an versu-
chen nun die Mitgliedstaaten der 
UNO-Klimakonvention UNFCCC 
in Cancún, das Mobile in einen 
neuen Gleichgewichtszustand zu 
bugsieren – einen Zustand, der es 
erlaubt, im kommenden Jahr bei 
der folgenden Klimakonferenz in 
Südafrika einen wirksamen Welt-
klimavertrag zu beschliessen. 

Die Ausgangslage in Cancún 
ist die gleiche wie bei allen Ver-
handlungsrunden zuvor: En-
wicklungsländer gegen Indus-
triestaaten. Erstere verlangen, 
dass die Industriestaaten sich auf 
eine massive Senkung ihrer CO2-
Emissionen verpflichten, da sie 
für den Grossteil der historischen 
Emissionen seit Beginn der in-
dustriellen Revolution verant-
wortlich sind. Und die Industrie-
staaten fordern, dass auch die 
Entwicklungsländer eine Begren-
zung ihrer Emissionen rechtsver-
bindlich zusagen. 

Bevor die Staaten aber über 
die eigentliche Kernfrage, die 
Emissionsreduktionen, verhan-
deln können, müssen erst weite-
re Puzzleteile des zukünftigen 
Klimaregimes ihren Platz gefun-
den haben. Dazu gehören vor al-
lem die Kon trolle der Emissionen 
und die Finanzierung von Klima-
schutzmassnahmen. Und, wie 
nicht anders zu erwarten, hängt 
das eine vom anderen ab, wie 
eine Aussage des chinesischen 
Diplomaten Huang Huikang 
zeigt: Die Klimahilfen «dürfen 
nicht von etwas anderem abhän-
gig gemacht werden. Eine Ver-
beserung der Emissionstranspa-
renz ist für uns aus prinzipiellen 
Überlegungen kein Thema.»

HILFEN FÜR ARME LÄNDER. Da-
mit befeuert Huikang einen Streit 
mit den USA, die besonderen 
Wert auf die Kontrolle der chine-
sischen Emissionen legen. Das 
Problem der USA: Sie haben 
kaum Verhandlungsspielraum. 
Nach dem Scheitern des US-Kli-
magesetzes und den Zugewinnen 

Labiles Gleichgewicht. Der Klimawandel verändert die Lebensbedingungen. Foto Keystone

DIE VERHANDLUNGSPOSITIONEN IM ÜBERBLICK

Land Wichtigste Ziele

Europa, Schweiz,  
Japan

Weltweite Emissionsreduktion, basierend auf multilateralem Vertrag, der auch 

USA Kontrolle und Beschränkung der Emissionen von grossen Schwellenländern; 
wenig verbindliche Vorgaben für das eigene Land

China
keine internationalen Kontrollen

Indien Wirtschaftswachstum; «Klimagerechtigkeit» durch Reduktion der Emissionen in 
den Industrieländern; ausländische «Greentech»-Investitionen

Afrika
zur Anpassung an den Klimawandel; Technologietransfer

Indonesien und  
Brasilien

Hilfen zum Schutz der Regenwälder; Technologietransfer; «Klimagerechtigkeit» 
durch Reduktion der Emissionen in den Industrieländern

Inselstaaten
Opec-Länder Kompensation für entgangene Gewinne aus Erdölverkäufen

der Republikaner bei den Kon-
gresswahlen zweifeln viele Län-
der sogar daran, ob die USA ihre 
Zusagen aus Kopenhagen einhal-
ten können. Dazu gehören eine 
Reduktion der US-Emissionen 
um 17 Prozent im Vergleich zu 
2005 und Klimahilfen für ärmere 
Länder. 

STREIT UM KONTROLLE. «Ent-
wicklungshilfe ist an der Spitze 
der Streichliste im neuen Kon-
gress», sagt Michael Levi vom 
«Council on Foreign Relations». 
Und so suchen die USA nach Ver-
bündeten. Ein möglicher Partner 
ist dabei Indien, das einen eige-
nen Vorschlag für die Kontrolle 
von CO2-Emissionen vorgelegt 
hat. «Wenn die USA und Indien 
hier eine gemeinsame Position 
finden, wird es für China schwie-
rig, nicht auch mit an Bord zu 
kommen», sagt Elliot Diringer 
vom «Pew Center», einem US-
Think -Tank. 

Und dann gibt es noch die Eu-
ropäer und das Kyoto-Protokoll: 
Dieses läuft Ende 2012 aus, und 
die Entwicklungsländer wollen 
unbedingt, dass es verlängert 
wird. Die EU, die Schweiz und 
Norwegen sind grundsätzlich zu 
einer Verlängerung bereit. Doch 
diese hat natürlich einen Preis. 
«Gemäss Kyoto-Protokoll sind 
nur die Industrieländer zur Re-
duktion von Treibhausgasen ver-
pflichtet. Dieser Ansatz macht 
fast 20 Jahre nach Verabschie-
dung der Klimakonvention kei-
nen Sinn mehr», sagt Perrez. Des-
halb suchen auch die Europäer 
nach Verbündeten unter den Ent-
wicklungsländern, die bereit 
sind, die Begrenzung und Kon-
trolle ihrer Emissionen gegen 
 Klimahilfen und eine Verlänge-
rung des Kyoto-Protokolls zu 
 tauschen. 

BLOCKADE. Dabei ist allen Betei-
ligten klar, dass durch einen 
Misserfolg in Cancún die UNO-
Klimaverhandlungen grundsätz-
lich infrage gestellt würden: «Der 
Prozess kann nicht permanent 
blockiert sein und trotzdem das 
Zentrum der Aktivität bleiben», 
sagt Todt Stern, der Chef der US-
Verhandlungsdelegation. Wenn 
Cancún und die Verhandlungen 
nächstes Jahr in Südafrika kei-
nen Erfolg bringen, dann wird ir-
gendwann klar, dass «es nicht 
funktionieren wird». 

Damit es nicht so weit kommt, 
«braucht es vor allem Bewe-
gung», sagt Perrez, denn noch 
haben die Elemente des Mobiles 
keinen Gleichgewichtszustand 
gefunden, der es erlaubt, den Kli-
mawandel zu begrenzen.


